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heit und den freien Dienstleistungs verkehr in der EWG 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Der Ermächtigungsrahmen zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
für nationale Maßnahmen, die zur Durchführung der EG-Richt- 
linien über das Niederlassungsrecht und den freien Dienst- 
leistungsverkehr erforderlich werden, reicht nicht aus. 


B. Lösung 

Der Bundesregierung soll deshalb die Ermächtigung zum Erlaß 
der notwendigen Rechtsvorschriften gegeben werden, die 

— die Zuständigkeit der Notare und deutschen Konsuln für die 
Abnahme eidesstattlicher Versicherungen, 

— die Anforderungen an die Kenntnisse der Berufsausübenden 
in verschiedenen gewerblichen Tätigkeiten und 

— die Zulassung für den Betrieb einer Molkerei 

regeln, soweit dies zur Verwirklichung der Niederlassungsfrei- 
heit und des freien Dienstleistungsverkehrs erforderlich ist. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Durchführung von Richtlinien der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die Niederlassungs- 
freiheit und den freien Dienstleistungsverkehr 

— Drucksache VI/611 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schollmeyer 


i. 

Der Gesetzentwurf — Drucksache VI/611 — wurde 
in der 45. Sitzung des Deutschen Bundestdyes am 
22. April 1970 an den Ausschuß für Wirtschaft feder- 
führend und an den Rechtsausschuß mitberatend 
überwiesen. Der Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit hat sich gutachtlich zu dem Gesetzent- 
wurf geäußert und ihn gebilligt. Der Rechtsausschuß 
hat in seiner 15. Sitzung am 13. Mai 1970 über die 
Vorlage beraten und zwei Anregungen zum Verfah- 
ren gegeben. Der Wirtschaftsausschuß hat die Vor- 
lage in seiner 16. Sitzung am 17. September 1970 
beraten, in der er die Anregungen des Rechtsaus- 
schusses übernahm (s. III). 

II. 

Zur Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehr in der EWG 
bedarf es einer nationalen gesetzlichen Regelung. 
Es sind 

a) die Zuständigkeiten der Notare und deutschen 
Konsuln für die Abnahme eidesstaatlicher Ver- 
sicherungen gesetzlich festzulegen, 

b) und es ist die Bundesregierung gesetzlich beim 
Erlaß von Rechtsvorschriften für 

— die Anforderungen an die Kenntnisse der 
Berufsausübenden in verschiedenen gewerb- 
lichen Tätigkeiten sowie die Gleichstellung 
von Ausländern in diesen Berufen 


— die Zulassung für den Betrieb einer Molkerei 

zu ermächtigen, da das zur Zeit geltende inner- 
staatliche Recht hierfür keine Rechtsgrundlage 
bietet. 

Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß die 
Bundesregierung der erbetenen Ermächtigungen zum 
Erlaß weiterer Rechtsvorschriften bedarf. Der Er- 
mächtigungsrahmen entspricht den Erfordernissen 
des Artikels 80 GG. Der Ausschuß hat sich die Auf- 
fassung der Bundesregierung zu eigen gemacht, wo- 
nach das Gesetz einer Zustimmung des Bundesrates 
nicht bedarf. Er wird empfehlen, dem Gesetzentwurf 
in der vorgesehenen Fassung zuzustimmen. 

III. 

Der Rechtsausschuß hat zum Verfahren angeregt, 
gleichzeitig mit der Vorlage der Rechtsverordnun- 
gen nach § 2 Abs. 2 diese auch dem Bundestag zur 
Kenntnis zuzuleiten. Aus diesem Grunde soll dem 
§ 2 der folgende Satz angefügt werden: 

„Der Entwurf der Rechtsverordnung ist gleichzeitig 
mit der Vorlage an den Bundesrat dem Bundestag 
zur Kenntnisnahme zuzuleiten." 

Der Wirtschaftsausschuß ist ebenfalls dieser An- 
regung gefolgt, die Ermächtigung zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen einheitlich zu regeln mit der 
Folge, daß auch in § 3 Abs. 1 und 2 die Ermächti- 
gung zum Erlaß der dort vorgesehenen Rechtsver- 
ordnungen der Bundesregierung erteilt wird. 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/ 611 — mit der 
Maßgabe folgender Änderungen: 

1. in § 2 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Entwurf der Rechtsverordnung ist gleich- 
zeitig mit der Vorlage an den Bundesrat dem 
Bundestag zur Kenntnisnahme zuzuleiten." 

2. § 3 Abs. 1 beginnt eingangs wie folgt: 

„(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates ..." 

3. § 3 Abs. 2 beginnt eingangs wie folgt: 

„(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates . . 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 17. September 1970 


Der Ausschuß für Wirtschaft 


Kienbaum 

Vorsitzender 


Schollmeyer 

Berichterstatter 



